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Sicherheits-und Servicekräfte an den Flughäfen 
 

Arbeits- und Gesundheitsschutz im Betrieb 
 

Coronavirus! 
 

Das beherrschende Thema in der Öffentlichkeit ist die neue Atemwegserkrankung aus China 
Namens Coronavirus. Dieser Virus hat nun auch Deutschland erreicht. Nach Einschätzung des 
Robert-Koch-Instituts ist die Gefahr für die Gesundheit der Menschen in Deutschland 
weiterhin gering. Dennoch müssen wir diesen Virus ernst nehmen. 
 

Gesundheitsschutz der Beschäftigten oberste Priorität! 
 

Zu arbeitsrechtlichen Folgen und Rahmenbedingungen in der Situation einer möglicherweise 
drohenden Pandemie, soweit ersichtlich, gibt es keine höchstrichterliche Rechtsprechung und 
auch keine gesicherte Literaturauffassung. 
Unserer Auffassung nach kann man aber für das Sicherheits- und Servicepersonal an den 
Verkehrsflughäfen aufgrund deren Exposition und körperlicher Nähe zu den zu 
kontrollierenden Reisenden gut begründet den Standpunkt vertreten, dass der Arbeitgeber 
bereits jetzt angehalten ist, seinen Verpflichtungen nach dem Arbeitsschutzgesetz (Grundsatz 
in den §§ 3, 4 ArbSchG) und § 618 Abs. 1 BGB vorsorgend nachzukommen. Dazu gehört 
insbesondere alle erforderlichen Maßnahmen zu planen und vorzubereiten, die im Fall einer 
weiteren Verschärfung der Situation erforderlich sein können und sofort umgesetzt werden 
müssen. Unsere Betriebsratsmitglieder werden hier im Rahmen ihrer 
Überwachungsverpflichtung gemäß § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG initiativ und verfügen auch gemäß 
§ 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG über entsprechende Mitbestimmungsrechte. 
 

Schutzmaßnahmen müssen jetzt schon erfolgen! 
 

Wir sind der Auffassung, dass deshalb bereits jetzt der Arbeitgeber zumindest den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die große Sorge um ihre Gesundheit haben, u. a. 
Atemschutzmasken zur Verfügung stellen und diese auch dulden muss, dass derartige 
Masken am Flughafen an den Arbeitsplätzen getragen werden. 
Wir können nicht nachvollziehen, dass sich z. B die Sicherheitsfirma Kötter Aviation hinter der 
Bundespolizei versteckt und nur per Aushang den Beschäftigten mitteilt, dass die 
Bundespolizei eine Trageerlaubnis für einen Mundschutz der Beschäftigten nicht vorsieht und 
auch nicht für erforderlich hält. Welche Maßnahmen Kötter für den Gesundheitsschutz plant, 
ist nicht bekannt. Andere Arbeitgeber hingegen, wie die Security-Firma Klüh am Flughafen 
Düsseldorf, erlauben bereits jetzt schon richtigerweise das Tragen eines Mundschutzes und 
stellen diese auch den Beschäftigten zur Verfügung. 
 

Bundespolizei muss Blockadehaltung zum Gesundheitsschutz aufgeben! 
 

Die Arbeitgeber bzw. auch die Auftraggeber haben die Verantwortung sich um den 
Gesundheitsschutz der Beschäftigten zu kümmern. Auch muss in schwierigen und 
ungewissen Zeiten jedem Beschäftigten in ständigem Kontakt mit Reisenden gestattet sein, 
eine Mundschutzmaske während der Arbeit tragen zu dürfen. Wir sind zurzeit mit der 
Bundespolizei in Klärungsgesprächen und erwarten, dass der Auftraggeber und seine 
Dienstleister die Blockadehaltung aufgeben und unsere Kolleginnen und Kollegen bei ihren 
berechtigten Sorgen zu unterstützen. In den nächsten Tagen bekommen wir von der 
Bundespolizei eine Rückmeldung und werden euch dann umgehend über die Umsetzungen 
bzw. nächsten Schritte informieren. 
 

Gesundheitsschutz ist nicht verhandelbar! 


